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Editorial

die US-Steuerreform zeigt erste Wirkung: Mitte Januar hat die Entschei-

dung von Apple, seine Konzern-Milliardengewinne wieder verstärkt in den 

USA anzulegen, hohe Wellen in Europa geschlagen, nachdem man dem 

Konzern jahrelang großzügige Steuer nachlässe gewährt hatte. Aber nicht 

nur US-Unternehmen profi tie-

ren. Im Brennpunkt stellen wir 

die für deutsche Exportunter-
nehmen wichtigsten Aspekte 

der US-Steuer reform dar. 

Eine Reform gab es auch in 

den Golfstaaten – hier jedoch 

zur Erhöhung des Steuerauf-

kommens. Lesen Sie unter 

„Steuern“ die Grundzüge des 

ab 2018 eingeführten, sich suk-

zessive aufbauenden Mehr-
wertsteuer-Systems. Dann 

berichten wir im zweiten Steuer-

Beitrag über eine erfreuliche 

Gerichtsentscheidung, wonach 

im unerfreulichen Fall von For-
derungsverlusten im Privat-
vermögen diese zumindest 

steuerlich geltend gemacht 

werden dürfen.

Die Inhalte der Rubrik Recht 

betreffen in diesem Monat die Stärkung von Arbeitnehmerrechten. Zunächst 

geht es um mehr Transparenz zwecks Beseitigung von zu großen Lohn- 
und Gehaltsunterschieden, anschließend um die leichtere Übertragung 
von betrieblichen Altersversorgungsansprüchen bei einem Wechsel des 

Arbeitgebers. Danach stellen wir die Besonderheiten der Bewertung von 
Unternehmensvermögen bei der Berechnung des Zugewinnausgleichs 

vor und schließen den Inhalts-Bogen mit dem Bonmot zum einleitenden Bei-

trag zu den US-Steuern.

Für eine Schnellübersicht wichtiger steuerlicher Eckdaten und Termine 

haben wir dieser Ausgabe die PKF Tax Card 2018 beigelegt.
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 [ AKTUELL NOTIERT ]
Europarechtswidrigkeit von 
§ 50d Abs. 3 EStG

Grundsätzlich kann eine ausländische 

Muttergesellschaft, die Ausschüt-

tungen von ihren deutschen Töchtern 

erhält, die Befreiung oder die Erstattung 

der einzubehaltenden Quellensteuer 

beantragen (nach dem einschlägigen 

DBA bzw. nach der Mutter-Tochter-

Richtlinie).  Eine Einschränkung erfährt 

die Möglichkeit zur Quellensteuerentla-

stung durch § 50d Abs. 3 EStG, da sie 

an den Nachweis angemessener wirt-

schaftlicher Substanz der Auslandsge-

sellschaft geknüpft wird. Dies geschieht, 

um eine Umgehung des deutschen 

Quellensteuerabzugs durch grenzüber-

schreitende Gestaltungsmaßnahmen 

(sog. treaty- bzw. directive-shopping) 

zu verhindern. Aktuell hat der EuGH mit 

Urteil vom 20.12.2017 (Az.: C-504/16 

und C-613/16) entschieden, dass diese 

Regelung insoweit EU-rechtswidrig ist, 

als eine unwiderlegbare Missbrauchs-

vermutung im Hinblick auf das Ziel der 

Missbrauchsverhinderung unverhält-

nismäßig ist. Zwar erging diese Ent-

scheidung zu einer Fassung des § 50d 

Abs. 3 EStG, die nur Fälle bis 2011 

betrifft. Für die anschließend und bis 

heute geltende, nur geringfügig ent-

schärfte aktuelle Fassung des § 50d 

Abs. 3 EStG bestehen jedoch gleich-

lautende Zweifel, weshalb für den Aus-

gang eines weiteren, derzeit noch beim 

EuGH  anhängigen Verfahrens (Az.: 

C-440/17) mit einem entsprechenden 

Ergebnis zu rechnen ist.

Ertragsteuerliche Organschaft 
nur bei tatsächlicher Handels-
register-Eintragung 

Bei einer ertragsteuerlichen Organ-

schaft wird das Ergebnis der Organge-

sellschaft dem Organträger erstmals für 

das Kalenderjahr zugerechnet, in dem 

dasjenige Wirtschaftsjahr der Organ-

gesellschaft endet, in welchem der 

Gewinnabführungsvertrag (GAV) erst-

malig wirksam wird. Die erstmalige Wirk-

samkeit des GAV hängt u.a. von dessen 

tatsächlicher Eintragung ins Handelsre-

gister ab. Das gilt selbst im Fall eines 

ohne Verschulden des Steuerpfl ichti-

gen verzögerten Verfahrensablaufs bei 

der Registereintragung, z.B. wegen 

eines Fehlverhaltens der Behörde. 

Etwaige Steuern, die aufgrund einer im 

Zusammenhang mit der verspäteten 

Handelsregistereintragung noch nicht 

wirksamen Organschaft für einen Ver-

anlagungszeitraum festgesetzt werden, 

können darüber hinaus auch nicht aus 

Gründen einer sachlichen Unbilligkeit 

erlassen werden. Diese restriktive Auf-

fassung der Finanzverwaltung hat der 

BFH kürzlich mit Urteil vom 23.8.2017 

(Az.: I R 80/15) bestätigt. 

Verlustabzugsbeschränkung 
bei Kapitalgesellschaften  

Der quotale Verlustuntergang des § 8c 

KStG bei Beteiligungserwerben muss 

neu geregelt werden; auch über den 

vollständigen Verlustuntergang soll das 

BVerfG entscheiden (vgl. PKF Nach-

richten 10/2017) und dabei den „fort-

führungsgebundenen Verlustvortrag“ 

(vgl. PKF Nachrichten 1/2017) einbe-

ziehen. Am 28.11.2017 hat das BMF 

ein Schreiben zum § 8c KStG veröf-

fentlicht. Die Vorschrift zum quotalen 

Verlustuntergang ist danach für unmit-

telbare Beteiligungserwerbe von Antei-

len an Kapitalgesellschaften vor dem 

1.1.2016 bis zu einer gesetzlichen Neu-

regelung vorerst nicht anzuwenden. Wir 

empfehlen weiterhin: Gegen Bescheide 

mit steuerlichen Verlustabzugsbe-

schränkungen aufgrund von Anteils-

übertragungen von mehr als 25% sollte 

Einspruch eingelegt und Ruhen des 

Verfahrens beantragt werden.

Ablehnung einer satzungs-
durchbrechenden Formulie-
rung

Das OLG München hat entschieden, 

dass ein Registergericht die Eintra-

gung einer Vertretungsregelung ableh-

nen kann, sofern die Regelung vom 

Gesellschaftsvertrag abweicht und 

nur durch einfachen (nicht beurkun-

deten) Beschluss getroffen wurde. Die 

Ablehnung wird in dem Beschluss vom 

25.7.2017 (Az.: 31 Wx 194/17) mit dem 

dauerhaften satzungswidrigen Zustand 

begründet. 

VR China: Aussetzung der 
Quellensteuer auf Gewinn-
ausschüttungen

Mit Verfügung vom 21.12.2017 hat das 

chinesische Finanzministerium entschie-

den, dass die Quellensteuer auf Divi-

denden, Boni und andere Beteiligungs-

ergebnisse chinesischer Unternehmen 

an ausländische Investoren mit Wir-

kung zum 1.1.2017 rückwirkend aus-

gesetzt wird, evtl. bereits gezahlte Quel-

lensteuer wird erstattet. Voraussetzung 

ist, dass die Gewinnausschüttungen in 

China direkt reinvestiert werden. Begün-

stigt sind insbes. Neugründungen und 

der Erwerb oder die Aufstockung von 

Beteiligungen an chinesischen Unter-

nehmen. Weitere Einzelheiten enthalten 

der „Catalogue of Industries for Guiding 

Foreign Investment“ und der „Catalogue 

of Priority Industries for Foreign Invest-

ment in Central and Western China“. 

Der Erwerb von börsennotierten Aktien 

sowie von Beteiligungen an verbun-

denen Unternehmen wird nicht geför-

dert. 
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US-Steuerreform: Positive Impulse für deutsche Export-
unternehmen

[ BRENNPUNKT ]
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Die größte Steuerreform in den USA 
seit über 30 Jahren wurde vom US-
Präsidenten am 22.12.2017 unter-
zeichnet. Ziel ist es, das Steuersy-
stem zu vereinfachen, Abgaben zu 
senken, Anreize für Investitionen 
in den USA zu schaffen und einen 
positiven Beschäftigungsimpuls für 
den Arbeitsmarkt herbeizuführen. 
Hervorzuheben ist aus Unterneh-
menssicht vor allem die deutliche 
Absenkung des Körperschaftsteu-
erniveaus von 35% auf 21% (ohne 
lokale Steuern). Im Folgenden wer-
den die wichtigsten Neuerungen 
aus Unternehmenssicht vorgestellt, 
wobei der Fokus auf den Auswir-
kungen für deutsche exportierende 
Unternehmen bzw. Unternehmen 
mit US-Tochtergesellschaften liegt.

1. Absenkung des Körperschaft-
steuersatzes
Der Körperschaftsteuersatz sinkt von 

bisher 35% auf 21%. Unter Berücksich-

tigung von lokalen Steuern vermindert 

sich damit die kombinierte Belastung 

auf ca. 25% (abhängig von der Ansäs-

sigkeit der Gesell-

schaft). Die Absenkung 

wird ab dem Jahr 2018 

wirksam.

2. „BEAT“ statt 
„Boarder Adjusted 
Tax“
Die im Rahmen des 

Gesetzgebungsverfah-

rens noch diskutierte 

Grenzausgleichssteuer 

(„Boarder Adjusted 

Tax“) ist nicht Bestand-

teil der Steuerreform 

geworden. Sie hätte Exporte in die USA 

enorm verteuert, indem US-Unterneh-

men die Importe u.U. nicht als Betriebs-

ausgaben hätten geltend machen 

können. Im Gegenzug wurde jedoch 

die Base Erosion Anti-Avoidance Tax 

(BEAT) aufgenommen. Die BEAT soll 

vermeiden, dass ausländische Unter-

nehmen die Gewinne ihrer US-Toch-

tergesellschaften über konzerninterne 

Vertragsgestaltungen wie etwa Lizenz- 

und Finanzierungsgestaltungen min-

dern. Danach darf die US-Steuer auf 

die Bemessungsgrundlage nach den 

BEAT-Regelungen (d.h. unter Hinzu-

rechnung bestimmter Zahlungen an 

ausländische Konzerngesellschaften) 

nicht unter 5% (in 2018, bis 2026 auf 

12,5% erhöht) fallen. Andernfalls wird 

die Steuerschuld durch die BEAT-Rege-

lungen grundsätzlich auf diesen Wert 

angepasst.

 Hinweis: Für den traditionell export-

starken deutschen Mittelstand dürfte 

diese Anpassung im Vergleich zu vor-

herigen Entwürfen dennoch eine frohe 

Botschaft sein, da die BEAT 

 zum einen nur ab einem Jahresum-

satz von 500 Mio. US-Dollar greift 

und 

 zum anderen Warentransaktionen 

(Warenimporte aus Deutschland) 

grundsätzlich nicht von der BEAT 

erfasst werden.

3. Wechsel zum territorialen System 
und fi ktive Gewinnrepatriierung
Für den Bezug von Auslandsdividen-

den durch US-Gesellschaften ist ein 

Übergang vom bisherigen weltwei-

ten Besteuerungssystem mit Anrech-

nung der ausländischen Steuer zu 

einem „territorialen“ System vorgese-

hen. Ausländische Dividendeneinkünfte 

von US-Körperschaften sollen künftig 

grundsätzlich steuerfrei sein, wenn die 

Beteiligung mindestens 10% beträgt. 

Gewinne aus der Veräußerung einer 

solchen Beteiligung unterliegen nicht 

mehr der US-Besteuerung. 

 Hinweis: Dies erfordert eine Über-

gangsregelung für bisher unversteu-

erte ausländische Gewinne, für die die 

US-Steuer bis zur Repatriierung der 

Gewinne in die USA aufgeschoben war. 

Das Gesetz sieht eine einmalige Nach-

versteuerung der seit 1986 

noch nicht besteuerten 

Gewinne dieser Tochter-

gesellschaften mit 15,5% 

(Finanzmittel) bzw. 8% (illi-

quide Assets) vor, wobei 

die Steuerzahlung über 

acht Jahre gestreckt wer-

den kann.

4. Möglichkeiten der 
Sofortabschreibung
Zur Schaffung von Inve-

stitionsimpulsen sieht das 

Gesetz für bestimmte, bis Erträgliche BEAT-Regelungen statt umfassender Grenzausgleichssteuer
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 Für wen: Unternehmer, die Ge -

schäftsbeziehungen mit Kunden in den 

Mitgliedstaaten des Golfkooperations-

rats („Golfstaaten“) unterhalten. 

 Sachverhalt: In Katar, Saudi-Ara-

bien, Oman, Kuwait, Bahrain und 

den Vereinigten Arabischen Emiraten 

(VAE) wurden in der Vergangenheit 

keine Mehrwertsteuern erhoben. Auch 

direkte Steuern waren bisher grund-

sätzlich nur auf Unternehmensgewinne 

zu entrichten, wobei einzelne dieser 

Staaten selbst darauf bisher verzichtet 

haben bzw. nur die Gewinne von Unter-

nehmen bestimmter Branchen einer 

Besteuerung unterworfen haben.

In 2015 haben die Golfstaaten die Ein-

führung einer Mehrwertsteuer in die 

Wege geleitet. Dazu ist ein Abkommen 

geschlossen worden, das einen Rah-

men für die Umsetzung in den jeweiligen 

nationalen Steuergesetzen defi niert. 

Zugleich lässt das Abkommen den Mit-

gliedstaaten in bestimmten Bereichen 

die Freiheit, spezifi sche nationale Rege-

lungen zu treffen. Die neue Steuer ist in 

Saudi-Arabien sowie in den VAE zum 

1.1.2018 eingeführt worden. In den 

übrigen Mitgliedstaaten ist die Einfüh-

rung für 2019 bzw. 2020 vorgesehen. 

Generell ist die Mehrwertsteuer in den 

Mitgliedstaaten des Golfkooperations-

rats stark an die Ausgestaltung der 

Mehrwertsteuer in der EU angelehnt. 

Durch das System des Vorsteuerabzugs 

auf Unternehmensebene wird im Ergeb-

nis der private Verbrauch besteuert. 

Der Mehrwertsteuer unterliegen die Lie-

ferung von Gütern, die Erbringung von 

Dienstleistungen und die Einfuhr von 

Gütern. Der Regelsteuersatz beträgt 

nach dem Rahmenabkommen zwi-

schen 3% und 5%. In Saudi-Arabien 

sowie in den VAE wurde der Regelsteu-

ersatz auf 5% festgelegt.

Die Mitgliedstaaten haben die Mög-

lichkeit, bestimmte Umsätze von der 

Steuer zu befreien bzw. mit einem „Null-

steuersatz“ zu belegen. Darunter fallen 

insbesondere Leistungen in den Sek-

toren Bildung, Gesundheit, Immobi-

 [ STEUERN ]
Umsatzsteuer ab 2018 in den Golfstaaten

Ende 2022 angeschaffte qualifi zierende 

Wirtschaftsgüter eine sofortige volle 

Abschreibung vor. Der Sofortabzug 

wird für Anschaffungen ab dem Jahr 

2023 stufenweise bis zum Jahr 2026 

reduziert.

5. Einschränkungen des Zinsab-
zugs
Die Beschränkung des ertragsteuer-

lichen Zinsabzugs in den USA folgt 

zukünftig den Grundzügen der deut-

schen Zinsschranke. Mit dieser ver-

gleichbar sind Nettozinsaufwendungen 

ab 2018 nur noch i.H. von 30% des 

„adjusted taxable income“ (ähnelt dem 

„deutschen“ Tax-EBITDA im Rahmen 

der Zinsschranke) abziehbar. 

6. Nutzung steuerlicher Verlustvor-
träge
Auch die bereits aus dem deutschen 

Steuerrecht bekannte Mindestbesteu-

erung hat in ähnlicher Form Eingang in 

die US-Steuergesetzgebung gefunden. 

Ein ertragsteuerlicher Verlust ist nun-

mehr grundsätzlich zeitlich unbegrenzt 

vortragsfähig. Im Gegenzug wurden 

jedoch der Verlustrücktrag abgeschafft 

und die Verlustnutzung auf 80% des zu 

versteuernden Einkommens begrenzt.

7. Anreize für Lizenzeinkünfte
Das Gesetz verfolgt das Ziel, Anreize für 

Investitionen in die Entwicklung imma-

terieller Wirtschaftsgüter (IP) bzw. Nut-

zung in den USA zu schaffen: 

 Hierzu ist zum einen die Einführung 

eines Präferenzregimes für Einkünfte 

aus der Verwertung immaterieller 

Wirtschaftsgüter im Ausland vorge-

sehen (z.B. Lizenzeinnahmen; effek-

tiver Steuersatz von ca. 13%). 

 Zum anderen soll die „Verlagerung“ 

von Einnahmen aus der Verwertung 

von IP-Rechten in Tochtergesell-

schaften, die in Niedrigsteuerländern 

ansässig sind, bekämpft werden. 

Hierzu sollen bestimmte Einnahmen 

aus einem „off-shoring“ von imma-

teriellen Wirtschaftsgütern in die US-

Bemessungsgrundlage einbezogen 

werden und in den USA einer Steuer 

von 10,5% unterliegen.

8. Ausblick
Die Reform dürfte als eine der größten 

US-Steuerreformen in die Geschichte 

eingehen. Insbesondere die Senkung 

des Körperschaftsteuersatzes und die 

im Endeffekt nur in abgemilderter Form 

eingeführte Grenzausgleichssteuer 

werden zu einer erheblichen Reduktion 

der Steuerlast von US-Tochtergesell-

schaften deutscher Unternehmen füh-

ren und dem traditionell exportstarken 

deutschen Mittelstand zumindest keine 

Nachteile bescheren. 

 Hinweis: Ob sich aus der womög-

lich gesteigerten Attraktivität der USA 

als Investitionsstandort aus deutscher 

und europäischer Sicht allerdings lang-

fristig (Standort-)Nachteile ergeben 

könnten, bleibt abzuwarten.

StB Dr. Jan Wendland

Nachrichten 
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lien und Verkehr. Ausfuhren unterliegen 

einem „Nullsteuersatz“.

Der Vorsteuerabzug ist möglich, sofern 

die Ausgangsleistungen dem Stan-

dardsteuersatz oder dem „Nullsteu-

ersatz“ unterliegen. Dagegen schließt 

eine Steuerbefreiung auf der Aus-

gangsseite regelmäßig den Vorsteuer-

abzug aus.

Weitere Parallelen zur Mehrwert-

steuer in der EU bestehen darin, dass 

für bestimmte Fälle eine Umkehr der 

Steuer schuldnerschaft vorgesehen 

werden kann und dass die Möglichkeit 

zur Bildung einer steuerlichen Organ-

schaft besteht. 

Die Mitgliedstaaten des Golfkoopera-

tionsrats haben darüber hinaus auch 

die Möglichkeit, sog. „designated free 

zones“ einzurichten. Dabei handelt es 

sich um räumlich abgegrenzte Gebiete 

auf dem Territorium eines Staats, die 

für Zwecke der Mehrwertsteuer als 

Ausland behandelt werden. In den VAE 

existieren z.B. derzeit 20 solcher Frei-

zonen.

 Hinweis: Schließlich sehen die 

neuen Regelungen auch eine Vergü-

tung von Vorsteuer an ausländische 

Unternehmer vor. Ob diese Regeln 

den deutschen Anforderungen an die 

sog. Gegenseitigkeit genügen – mit der 

Folge, dass im umgekehrten Fall Unter-

nehmer aus diesen Staaten die Vergü-

tung deutscher Vorsteuer beantragen 

können – bleibt abzuwarten; insoweit 

ist bisher keine offi zielle Äußerung der 

deutschen Finanzverwaltung bekannt.

StB Thorsten Haake
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Ausfall einer privaten Darlehensforderung als Verlust aus Kapitalvermögen

 Für wen: Privatpersonen, deren 

Kapitalforderungen ausfallen.

 Sachverhalt: Seit 2009 unterliegen 

grundsätzlich auch Gewinne bzw. Ver-

luste aus der Veräußerung von Kapital-

forderungen (z.B. aus Darlehen an eine 

Kapitalgesellschaft) der Einkommensbe-

steuerung nach dem Abgeltungssteuer-

system. Dies gilt allerdings nur für private 

Forderungen, aus denen Einkünfte aus 

Kapitalvermögen erzielt werden, nicht 

für (Sonder-)Betriebsvermögen. Wie der 

BFH nun entschieden hat, ist die Gel-

tendmachung eines Verlusts im Rahmen 

der Einkünfte aus Kapitalvermögen auch 

dann möglich, wenn infolge der Insol-

venz des Schuldners die Kapitalforde-

rung ausfällt und dieser Ausfall endgültig 

feststeht. Dies kann etwa der Fall sein, 

wenn die Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens mangels Masse abgelehnt wird. 

Der BFH widerspricht damit der Finanz-

verwaltung, die beim Ausfall von Forde-

rungen eine Geltendmachung von Ver-

lusten bislang abgelehnt hatte.

 Empfehlung: Der Verlust errechnet 

sich aus dem Unterschied zwischen 

den Einnahmen aus der Rückzahlung 

(abzgl. im unmittelbaren sachlichen 

Zusammenhang stehender Aufwen-

dungen) und den Anschaffungskosten 

für die Kapitalforderung. Im Einzelfall 

sollte stets geprüft werden, ob und in 

welcher Höhe ein Verlust aus Kapital-

vermögen einkommensteuerlich gel-

tend gemacht werden kann.

 Mehr zum Thema: Das erwähnte 

BFH-Urteil (vom 24.10.2017, Az.: VII 

R 13/15) kann auf www.bundesfi nanz-

hof.de eingesehen werden.

Isabee Falkenburg 

WP StB Dr. Dietrich Jacobs

Golfstaaten führen neues Mehrwertsteuersystem ein
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 [ RECHT ]
Entgelttransparenzgesetz scharf geschaltet: Auskunftsansprüche und Berichtspfl ichten

 Für wen: Arbeitgeber und Arbeit-

nehmer. 

 Sachverhalt: Das Entgelttranspa-

renzgesetz eröffnet Arbeitnehmern seit 

dem 6.1.2018 individuelle Auskunfts-

ansprüche zu den Entgeltstrukturen im 

Unternehmen. Ziel ist die Beseitigung 

von bestehenden Ungleichbehand-

lungen bei der Entlohnung von Frauen 

und Männern („gleicher Lohn für gleiche 

Arbeit“). Zentrale Regelungsbereiche 

lassen sich wie folgt unterscheiden:

(1) Betroffene Unternehmen und 
Personen: Der Auskunftsanspruch 

besteht nur in Betrieben mit i.d.R. mehr 

als 200 Beschäftigten bei demselben 

Arbeitgeber. Außerdem muss es 

eine Gruppe von mindestens sechs 

Personen des anderen Geschlechts 

geben, die eine gleiche oder gleich-

wertige Tätigkeit ausüben.

(2) Geltendmachung: Der An -

spruch ist in schriftlicher Form 

oder per Email geltend zu machen. 

Sofern ein Betriebsrat besteht, 

müssen sich die Beschäftigten 

an diesen wenden, ansonsten direkt 

an den Arbeitgeber. Ein erneutes Aus-

kunftsverlangen kann bei weitge-

hend gleichen Verhältnissen erst nach 

drei Jahren gestellt werden (ab dem 

5.1.2021: alle zwei Jahre).

(3) Gegenstand der Auskunft: Mit-

zuteilen sind Kriterien und Verfah-

ren der Entgeltfi ndung für die Tätig-

keit des Anspruchstellers bzw. die 

Vergleichstätigkeit, ferner der Medi-

anwert des durchschnittlichen Ent-

gelts der Vergleichsgruppe des ande-

ren Geschlechts. Für tarifgebundene 

oder tarifanwendende Betriebe gelten 

bestimmte Erleichterungen.

(4) Weitere Pfl ichten für große 
Unternehmen: Private Arbeitgeber 

mit mehr als 500 Beschäftigten müs-

sen zudem betriebliche Prüfverfahren 

zur Gewährleistung der Entgeltgleich-

heit installieren und einen Bericht zur 

Gleichstellung und Entgeltgleichheit 

verfassen. Dieser Bericht ist dem Lage-

bericht als Anlage beizufügen und erst-

malig im Jahr 2018 zu veröffentlichen, 

danach alle drei bzw. fünf Jahre (tarif-

gebunden/tarifanwendend). In dem 

Bericht muss der Arbeitgeber die kon-

kreten Maßnahmen zur Förderung der 

Gleichstellung und deren Wirkungen 

umfassend darstellen.

 Mehr zum Thema: Das 

Bundesfamilienministerium hat 

zum Entgelttransparenzgesetz 

unter www.bmfsfj.de einen Leit-

faden mit Musterbeispielen und 

Checklisten für Arbeitgeber und 

Betriebs-/Personalräte veröf-

fentlicht.

RA Frank Moormann

Betriebliche Altersversorgung: Neue Unverfallbarkeitsfristen und Anpassungspfl ichten

Arbeitnehmer können Ansprü-
che aus der betrieblichen Alters-
versorgung (bAV) künftig leichter 
mitnehmen, wenn sie den Arbeit-
geber wechseln. Grund hierfür ist 
das Gesetz zur Umsetzung der EU-
Mobilitäts-Richtlinie, dessen Ände-
rungen des BetrAVG am 1.1.2018 in 
Kraft getreten sind. 

1. Kürzere Unverfallbarkeitsfristen 
bei bAV-Anwartschaften
Ansprüche aus vom Arbeitgeber fi nan-

zierten Altersversorgungen, die ab dem 

1.1.2018 abgeschlossen werden, wer-

den schon nach drei Jahren unverfall-

bar, sofern der Arbeitnehmer bei Aus-

tritt das 21. Lebensjahr abgeschlossen 

hat. Auch für vorher abgeschlossene 

Zusagen gilt diese verkürzte Unverfall-

barkeitsfrist, sie beginnt allerdings erst 

ab dem 1.1.2018 zu laufen. Dadurch 

wird – entsprechend dem Gesetzes-

zweck – die Mitnahme von Ansprüchen 

bei einem Arbeitgeberwechsel erleich-

tert. 

 Empfehlung: Insbesondere Arbeit-

geber mit einer hohen Fluktuation 

und einer großen Gruppe von Arbeit-

nehmern, die unter 25 Jahre alt sind 

oder noch keine fünf Dienstjahre abge-

leistet haben, sollten die Auswirkungen 

im Rahmen einer Prognoseberechnung 

überprüfen lassen. 

2. Pfl icht zur Dynamisierung unver-
fallbarer Versorgungsanwartschaften
Zusätzlich ergibt sich für unverfallbare 

Anwartschaften, die durch Beschäfti-

Was verdienen die Kollegen?
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Bewertung eines Unternehmens im Zugewinnausgleich

gungen nach dem 1.1.2018 erworben 

werden, eine weitere Anpassungspfl icht 

in Fällen, in denen ausgeschiedene 

Arbeitnehmer ansonsten schlechter 

gestellt wären als ak tive Arbeitnehmer 

(Dynamisierung). 

Ausgeschlossen ist dies jedoch für 

 Versorgungszusagen, die auf einem vor 

dem 20.5.2014 bereits für Neuzugänge 

nicht mehr zugänglichen Betriebs-

rentensystem beruhen.

3. Weitere Arbeitgeberpfl ichten
Zudem haben Arbeitnehmer künftig 

mehr Informations- und Auskunftsan-

sprüche und es ist eine Abfi ndung von 

Kleinstanwartschaften bei einem grenz-

überschreitenden Arbeitgeberwechsel 

nur noch mit Zustimmung des Arbeit-

nehmers möglich.

 Empfehlung: Arbeitgeber mit Pen-

sionszusagen, die am 20.5.2014 für 

Neuzugänge offen waren, sollten ver-

schiedene Anpassungen vornehmen. 

4. Bilanzierungseffekte
Im Bereich der Bilanzierung ist im 

Grundsatz Folgendes zu beachten: 

Die handelsrechtlichen Rückstel-

lungen (HGB, IFRS) sind grundsätz-

lich für Stichtage nach dem 1.1.2018 

betroffen. In der Steuerbilanz ergeben 

sich rückstellungserhöhende Effekte, 

wenn es tatsächlich zur Dynamisie-

rung von Versorgungsanwartschaften 

kommt.

RA Maha Steinfeld

Trotz nach wie vor hoher Schei-
dungsquoten in Deutschland 
besteht oft keine ehevertragliche 
Regelung, so dass der gesetz-
liche Güterstand der Zugewinn-
gemeinschaft gilt. Danach bleiben 

die Vermögen der Ehe-
leute getrennt, im Fall 

der Scheidung ist 
jedoch die Differenz 

der während der 
Ehe erwirtschaf-
teten Vermögens-
zuwächse aus-

zugleichen. Ist ein 
Ehegatte erfolgreich 
unternehmerisch 
tätig, kann der Aus-
gle ichsanspruch 
erheblich sein und 
auch zu einem Liqui-

ditätsproblem wer-
den. Von besonderer 
Bedeutung ist daher 
die streitanfällige 
Frage, mit welchem 

Wert das Unterneh-
men bzw. die Unter-
nehmensbeteiligung 
beim Zugewinnaus-

gleich berücksichtigt wird. Der 
BGH hatte hier jüngst Gelegenheit, 
einige grundsätzliche Bewertungs-
parameter klarzustellen (Urteil vom 
8.11.2017, Az.: XII ZR 108/16). 

1. Bewertungsmethode: (Modifi -
ziertes) Ertragswertverfahren
Das Ertragswertverfahren ist regelmä-

ßig geeignet, einen objektiven Verkehrs-

wert zu ermitteln. Hierbei werden die 

zukünftig zu erwartenden Erträge des 

fortgeführten Unternehmens ermittelt, 

kapitalisiert und auf den Bewertungs-

stichtag bezogen. Bei inhabergeführten 

Unternehmen oder freiberufl ichen Pra-

xen kommt eine modifi zierte Ertrags-

wertmethode zur Anwendung. Sie 

berücksichtigt, inwieweit die Erträge 

auf den besonderen Kenntnissen und 

Fähigkeiten des Inhabers beruhen und 

ob die Ertragskraft des Unternehmens 

daher nur partiell oder zeitlich begrenzt 

übertragbar ist. Ferner ist ein Unter-

nehmerlohn von den anzusetzenden 

Erträgen abzuziehen. Dies umfasst 

nicht nur die Geschäftsführung, 

sondern auch „nicht leitende“ 

Tätigkeiten des Inhabers, sofern 

hierdurch Personalkosten erspart 

werden. Sind mehrere Inhaber/Gesell-

schafter aktiv, muss der Abzug kon-

sequenterweise für alle vorgenommen 

werden und nicht nur für denjenigen, 

um dessen Zugewinn gestritten wird.

2. Stichtags-
prinzip
Maßgebender Zeit-

punkt für die 

Bewertung ist

die Einrei-

chung des 

Scheidungs-

antrags.

Bestand 

das Unter-

nehmen 

schon bei 

Eheschlie-

ßung, ist
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es zur Ermittlung des Anfangsver-

mögens auch zu diesem Stichtag zu 

bewerten. Abzustellen ist dabei aus-

schließlich auf die Erkenntnismöglich-

keiten zum jeweiligen Stichtag. Auch 

wenn die spätere tatsächliche (Ertrags-) 

Entwicklung zum Zeitpunkt der Bewer-

tung bekannt ist, darf sie grundsätzlich 

nur insoweit berücksichtigt werden, als 

sie nach den Verhältnissen zum Stich-

tag hinreichend konkret absehbar war. 

Im Rahmen der Zugewinnberechnung 

ist der für das Anfangsvermögen ermit-

telte Unternehmenswert dann noch 

nach Maßgabe des Verbraucherpreis-

indexes hochzurechnen, um den durch 

bloße Geldentwertung entstandenen 

Zugewinn zu egalisieren.

3. Berücksichtigung latenter 
Steuer lasten
Der BGH hat auch nochmals bestätigt, 

dass der Unternehmenswert um die 

Ertragsteuern zu mindern ist, die im Fall 

einer Veräußerung des Unternehmens 

anfallen würden. Dies gilt unabhängig 

davon, ob eine Veräußerung geplant ist 

oder nicht. Da die Bewertungsmethode 

auf einen fi ktiven Veräußerungspreis 

abzielt, kann beim Zugewinnausgleich 

auch nur das berücksichtigt werden, 

was dem Verkäufer wirtschaftlich als 

Netto-Erlös verbleiben würde. Somit ist 

die Steuerlast zu ermitteln, die bei einem 

Verkauf des Unternehmens zum berech-

neten Wert angefallen wäre und ent-

sprechend in Abzug zu bringen. Maßge-

bend ist die fi ktive Steuerbelastung bei 

Veräußerung zum Stichtag. Hatte der 

Unternehmer zu diesem Zeitpunkt z.B. 

das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet, 

werden die daran geknüpften Begünsti-

gungen (ermäßigter Steuersatz) auch 

nicht berücksichtigt. 

4. Keine Erbschaft- und 
 Schenkungsteuer
Der Ausgleich des Zugewinns unter-

liegt beim Empfänger nicht der Erb-

schaft- oder Schenkungsteuer. Dies gilt 

gleichermaßen, wenn der Güterstand 

durch den Tod eines 

Ehegatten been-

det wird. Der ggf. 

fi ktive Betrag des 

Zugewinns, den der 

überlebende Ehe-

gatte hätte fordern 

können, wirkt quasi wie ein zusätzlicher 

Freibetrag neben dem persönlichen 

Freibetrag von 500 T€.

5. Empfehlungen
In intakten Ehen bietet die Steuerfreiheit 

des Zugewinns ein gewisses Gestal-

tungspotential, um Vermögen zwischen 

den Ehegatten zu transferieren. So 

kommt ein vorzeitiger Ausgleich durch 

ehevertraglichen Wechsel zur Güter-

trennung in Betracht. Nach steuerfreier 

Auszahlung des Zugewinns kann dann 

wieder in den gesetzlichen Güterstand 

gewechselt werden (sog. Güterstands-

schaukel). Auf diese Weise können 

sogar bereits vollzogene Schenkungen 

rückwirkend in steuerfreien Zugewinn-

ausgleich umgewandelt werden. Zu 

den Einzelheiten der Umsetzung spre-

chen Sie uns gerne an. 

RA Frank Moormann

„I think it‘s smart for the United States to have some 

kind of tax revenue for international earnings - if that tax 

were reasonable.“ 

Tim Cook, CEO Apple, geb. 1.11.1960.

 [ BONMOT ZUM SCHLUSS ]
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